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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Schiei, Frau Eiiers (Bieiefeid), 
Giombig, Dr. Nöiiing, Dr. Bardens, Spitzmüiler, Christ, Frau Funcke und 
der Fraktionen der SPD, FDP 

~ Drucksache 7/374 — 

betr. Famiiienberatung und -pianung 

zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/549 — 

betr. Familienberatung und -pianung 

A. Problem 

Die Familienberatung, die Beratung über Familienplanung und 
die Beratung in anderen Bereichen weisen trotz aller anerken- 
nenswerten Bemühungen der verschiedenen Träger der Bera- 
tungseinrichtungen quantitative und qualitative Mängel auf. 

Die Beratungsstellen sind personell und materiell vielfach un- 
zureichend ausgestattet. Die Kooperation und Koordination zwi- 
schen den einzelnen Beratimgsdiensten sind verbesserungs- 
bedürftig. Sozial benachteiligte Gruppen, die der Beratung in 
besonderem Maße bedürfen, werden meist nicht erreicht. Diese 
Situation bedarf insbesondere im Hinblick auf die beabsichtigte 
Reform des § 218 StGB einer durchgreifenden Änderung. We- 
sentliches Anliegen ist dabei die Vorbeugung gegen Schwan- 
gerschaftsabbruch. 


B. Lösung 

Bund, Länder, Träger von Beratungsdiensten imd Vertreter des 
in Beratungsstellen eingesetzten Personals müssen gemeinsam 
die Voraussetzungen für ein ausreichendes und qualifiziertes 
Beratungsangebot in den einzelnen Beratungsbereichen schaf- 
fen. Die Bundesregierung ist zu einer Reihe konkreter Einzel- 
inaßnahmen aufzufordern. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Vermehrung und der notwendige Ausbau der Beratungs- 
einrichtungen werden bei Bund, Ländern und Gemeinden Kosten 
verursachen, die in ihrem endgültigen Ausmaß noch nicht abge- 
schätzt werden können. 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Schleicher 


Die im wesentlichen gleichlautenden Anträge der 
Fraktionen der SPD, FDP und der Fraktion der 
CDU/CSU zu Familienberatung und -planung — 
Drucksachen 7/374 und 7/549 — sind durch Beschluß 
des Deutschen Bundestages in der 33. Sitzung am 
17. Mai 1973 dem Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit zur federführenden, dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung und dem Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft zur mitberatenden Be- 
handlung überwiesen worden. Der Ausschuß für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit hat sich in mehreren 
Sitzungen, zuletzt am 13. Februar 1974, mit den bei- 
den Anträgen befaßt. In seiner 16. Sitzung am 5. No- 
vember 1973 hat der Ausschuß in einer von der Frak- 
tion der CDU/CSU beantragten Öffentlichen Anhö- 
rung die Stellimgnahmen von Vertretern der be- 
troffenen Spitzenverbände und von Sachverständi- 
gen entgegengenommen (vgl. Protokoll Nr. 16 des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit). 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat 
sein Votum am 5. Dezember 1973 abgegeben (siehe 
Ausschuß-Drucksache 7/23). Der Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung hat auf ein Votum verzichtet, 
weil die Anträge keine Angelegenheit seines Fach- 
bereichs beträfen. 

Derzeitiges Beratungsangebot 

Die Vielfalt der derzeitig angebotenen Beratungs- 
dienste ist nur sehr schwer zu analysieren. Das Deut- 
sche Jugendinstitut hat auf Grund einer repräsen- 
tativen Erhebung insbesondere zur Ehe- und Fami- 
lienberatung die Ergebnisse seiner Untersuchungen 
im Band 8 der Schriftenreihe des Bundesministe- 
riums für Jugend, Familie und Gesundheit darge- 
stellt. Darüberhinaus läßt sich das derzeitige Ange- 
bot am besten darstellen über die Gliederungen der 
bestehenden Einrichtungen im Zusammenhang mit 
ihren Aufgaben. 

I. Von den freigemeinnützigen Wohlfahrtsverbän- 
den werden Beratungen angeboten zu Fragen 
der Ehe, der Familie, der Erziehung, der Fami- 
lienplanung, der Sexualität und der sozialen und 
gesellschaftlichen Hilfen. 

Mit Schwerpunkt der Beratungstätigkeit für 
Ehe-, Familien- und Lebensberatung befassen 
sich 

— die Evangelische Konferenz für Familien- 
und Lebensberatung e. V. 

— das Katholische Zentralinstitut für Ehe- und 
Familienfragen 

— die Deutsche Arbeitsgemeinschaft für Ju- 
gend- und Eheberatung e. V. 

— „Pro Familia" Deutsche Gesellschaft für 
Sexualberatung und Familienplanung e. V. 


— die Bundeskonferenz für Erziehungsberatung. 
Diese 5 Spitzenorganisationen sind zusammen- 
geschlossen in einem „Deutschen Arbeitskreis 
für Jugend-, Ehe- und Familienberatung", Die- 
ser Arbeitskreis hat keine fest institutionali- 
sierte Form. Er ist lockerer Zusammenschluß mit 
dem Ziel, gemeinsame Richtlinien bei der Aus- 
wahl der Ausbildung und Fortbildung der Bera- 
ter einzuhalten. 

II. Von der öffentlichen Wohlfahrt, hier im beson- 
deren über die Sozial- und Jugendämter, wer- 
den Beratungen duichgeführt im Rahmen der 
öffentlichen Leistungen nach dem Bundessozial- 
hilfegesetz und dem Jugendwohlfahrtsgesetz. 

III. Ärztliche Beratungen zur Familienplanung und 
Sexualität werden im wesentlichen über die 
freie Arztpraxis, die Gesundheitsämter, aber 
auch in den genannten Beratungsstellen (durch- 
geführt. 

Eine Zusammenarbeit dieser Beratungsdienste ge- 
genseitig ist grundlegende Voraussetzung und wird, 
soweit die Erfahrung dies zeigt, auch weitestgehend 
geübt. 

In der Ehe- und Familienberatung bemühen sich 
die Beratungskräfte im Gespräch mit Einzelnen, Paa- 
ren und Gruppen, Verständnis für Wesen und Auf- 
gaben der Ehe zu wecken, aber auch Einsicht in die 
eigene Situation oder die des Partners zu vermitteln, 
um auf diese Weise auch Möglichkeiten für die Ent- 
scheidungen imd Verhaltenskorrekturen freizulegen. 
Neben den Ehe- und Familienberatungsstellen 
sieht „Pro Familia" ihre spezifischen Aufgaben in 
der Sexualberatung und darin, Rat in Problemen 
der Familienplanung zu geben. Der Sozialdienst Ka- 
tholischer Frauen (SKF) hat seine Stärke besonders 
in der sozialen Beratung und erreicht damit eher als 
alle anderen Beratungsdienste auch Randgruppen 
der Gesellschaft. 

Nach einer Bestandsaufnahme im Jahre 1970 ver- 
teilen sich die Ehe- und Familienberatungsstellen 
auf die Bundesländer wie folgt; 

Pro Kopf der Bevölkerung kommt nach dem 
Stand 1970 eine Erziehungsberatungsstelle auf ca. 
120 000 Einwohner. Die Richtzahlen von UNESCO 
und WHO empfehlen eine Erziehungsberatungsstelle 
pro 50 000 Einwohner. 

Ebenfalls für 1970 trifft eine Ehe- und Familien- 
beratungsstelle auf 230 000 Einwohner. Die Träger 
dieser Einrichtungen halten jedoch je 100 000 Ein- 
wohner eine Beratungsstelle für erforderlich. Dazu 
muß festgestellt werden, daß die bestehenden Bera- 
tungsstellen nur teilweise voll ausgebaut sind. Das 
bedeutet, daß sowohl geeignete Räume fehlen, aber 
auch zu wenig hauptamtliches Personal eingesetzt 
werden kann. 
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Bundesland 

Einwohnerzahl *) 

Gesamtzahl der 
Beratungsstellen **) 

Einwohner 
in Tausend 
pro 

Beratungs- 

stelle 

in Tausend | 

o/o 

Anzahl 

o/o 

Schleswig-Holstein 

2 494 

4,1 

32 

12,1 

78 

Hamburg 

1 794 

3,0 

6 

2,3 

299 

Bremen 

723 

1.2 

2 

0,8 

362 

Niedersachsen 

7 082 

11,7 

26 

9,8 

272 

Nordrhein-Westfaleii 

16 914 

27,9 

74 

27,9 

229 

Hessen 

5 382 

8,9 

27 

10,2 

199 

Rheinland-Pfalz 

3 645 

0,0 

14 

5,3 

260 

Saarland 

1 120 

1^0 

3 

1,1 

373 

Baden- Württemberg 

8 895 

14,7 

29 

10,9 

307 

Bayern 

10 479 

17,3 

46 

17,4 

228 

West-iBerlin 

2 122 

3,5 \ 

6 

2,3 

354 

Bundesrepublik und West-Berlin 

60 650 

100 

285 

100,1 

229 


*) Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden: Ergebnisse der Volkszählung vom 27. Mai 1970 
Stand: Ende 1970 


Proiportional sind die Beratungsstellen in Groß- 
und Mittelstädten (mehr als 20 000 Einwohner) bes- 
ser vertreten. Nur 10 Vo der Erziehungsberatungs- 
stellen sind in Gemeinden unter 20 000 Einwohnern 
anzutreffen. Die Konzentration auf Großstädte ist 
bei der Ehe- und Familienberatung mit rund drei 
Viertel aller Stellen besonders ausgeprägt. 

Die personelle Situation in den Beratungsdien- 
sten ist als ungünstig anzusehen. Nur ein Drittel der 
Ehe- und Familienberatungsstellen verfügt über 
einen hauptamtlichen, rund die Hälfte über einen 
nebenamtlichen Leiter. Die Beratungstätigkeit wird 
überwiegend neben- oder ehrenamtlich ausgeübt. So 
waren 1970 lediglich 13 Vo in der Ehe- und Familien- 
beratung hauptamtlich tätige Berater; die Anteile 
der neben- und ehrenamtlichen Mitarbeiter betrug 
hier 44 Vo bzw. 43 Vo. Die Zahl der offenen Stellen 
ist erheblich. 

Übersichten der Beschäftigen nach ihrer beruf- 
lichen Ausbildung zeigen, daß z. B. Ärzte und Ju- 
risten ganz überwiegend ehren- bzw. nebenamtlich 
in den Beratungsstellen arbeiten. Lediglich Psycho- 
logen sind verstärkt hauptamtlich tätig. 

Die Beratungsstellen finanzieren sich zu einem 
großen Teil durch die Träger selbst. Zuschüsse lei- 
sten Gemeinden und Gemeinde verbände, Länder und 
andere Stellen. Der Bund fördert Zentralstellen der 
frei gemeinnützigen Träger und leistet damit einen 
Beitrag zu deren Fortbildungstätigkeit. 

Beurteilung des bisherigen Beratungsangebots 

Nach dem gewonnenen Überblick ist der Ausschuß 
zu der Auffassung gelangt, daß es gemeinsamer 
Anstrengungen von Bund, Ländern, Gemeinden 


und Verbänden bedarf, um dem gestiegenen Bera- 
tungsbedürfnis Rechnung tragen zu können. Dies 
gilt namentlich für Ehe-, Familien- und Erziehungs- 
beratung, für Beratung über Familienplanung, 
Schwangerschaftsberatung, Sexualberatung und für 
die Beratung in Fragen sozialer und gesundheitlicher 
Hilfen, nicht zuletzt im Hinblick auf die beabsich- 
tigte Reform des § 218 StGB und die in diesem 
Zusiammenhang für erforderlich erachteten beglei- 
tenden Maßnahmen (siehe vor allem den Entwurf 
eines Gesetzes über ergänzende Maßnahmen zum 
Fünften Strafrechtsreformgesetz (Strafrechtsreform- 
Ergänzungsgesetz — StREG — Drucksache 7/376). 
In seiner Stellungnahme vom 7. November 1973 zu 
den Entwürfen eines Fünften Gesetzes zur Reform 
des Strafrechts — Drucksachen 7/375, 7/443, 7/554 
und 7/561 — hat der Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit bereits nachdrücklich eine Verbes- 
serung und Intensivierung der Familienberatung und 
der Beratung über Familienplanung gefordert, weil 
er der Überzeugung ist, daß auf diese Weise 
Schwangerschaftsabbrüche am besten entgegenge- 
wirkt werden kann. Eine frühzeitig einsetzende, um- 
fassende Beratung wird nämlich in vielen Fällen 
verhindern, daß eine Frau oder ein Ehepaar in die 
Situation gerät, in der der Abbruch der Schwan- 
gerschaft in Betracht gezogen wird. Der Ausschuß 
hat sich in der erwähnten Stellungnahme deshalb 
auch dafür ausgesprochen, den vorliegenden Antrag 
zumindest gleichzeitig mit dem Fünften Strafrechts- 
reformgesetz zu verabschieden. 

Davon abgesehen besteht nach Meinung des Aus- 
schusses ganz allgemein die Notwendigkeit, die Be- 
ratung des Bürgers, der die gesamte Breite sozial- 
staatlicher materieller und immaterieller Leistungen 
kaum mehr übersieht und in der Industriegesell- 
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Schaft häufig auf sich allein gestellt ist, im System 
unserer Sozialordnung ein stärkeres Gewicht zu 
geben und zu einer umfassenden Lebenshilfe auszu- 
gestalten. 

Die Sachverständigenanhörung hat den Ausschuß 
in seiner Auffassung bestärkt, daß ein bedarfsge- 
rechtes Angebot sach- und personengerechter Bera- 
tung nur dann bereitgestellt werden kann, wenn 
folgende dem Ausschuß sichtbar gewordene struk- 
turelle und sonstige Mängel im derzeitigen Bera- 
tungsangebot von allen Beteiligten erkannt und 
durch entsprechende Maßnahmen beseitigt werden, 
die von der Bundesregierung entweder selbst getrof- 
fen oder angeregt werden sollten oder der Förde- 
rung mit finanziellen Mitteln des Bundes zugängig 
sind. 

1. Gesetzliche Grundlagen 

Die ausreichende Versorgung mit Beratungsdien- 
sten wird noch nicht genügend als öffentliche Auf- 
gabe verstanden. Dies zeigt sich in der fehlenden 
umfassenden Planung zur Deckung des Bedarfs und 
in einer unzureichenden Steuerung des Ausbaues. 
Der Ausschuß hält die einschlägigen Vorschriften 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes für zu wenig verbind- 
lich und begrüßt es, daß die Bundesregierung be- 
absichtigt, durch entsprechende Rechtsvorschriften im 
Rahmen der Reform des Jugendhilferechts dazu bei- 
zutragen, ein bedarfsgerechtes Angebot sach- und 
personengerechter Beratung zu gewährleisten. Für 
die Beratung im Bereich der Familienplanung durch 
den öffentlichen Gesundheitsdienst sollte eine Ver- 
deutlichung des gesetzlichen Auftrages angestrebt 
werden. Die Gesundheitsämter müssen dazu ange- 
halten werden, die vorhandenen personellen und in- 
stitutionellen Möglichkeiten besser auszuschöpfen. 

2. Entwicklung eines wirksamen Beratungsangebots 

Wenn auch keine wissenschaftlich fundierten Er- 
folgsergebnisse der Beratungsstellen vorliegen, so 
besteht aber Kenntnis über die Beratungsbedürf- 
nisse. Es müssen insbesondere neue Wege gefunden 
werden, um alle Bevölkerungsschiditen anzuspre- 
chen, vor allem auch die sozial benachteiligten 
Schichten, die erfahrungsgemäß von dem derzeitigen 
Beratungsangebot kaum Gebrauch machen. Die Bun- 
desregierung sollte deshalb gezielte Forschungsauf- 
träge oder Sachverständigengutachten in Auftrag 
geben und die Ergebnisse publizieren. 

3. Befähigung der Beratungskräfte 

Qualifizierte Beratung setzt Fachkräfte voraus, 
die eine zusätzliche Ausbildung für die Übernahme 
von Beratungsfunktionen erhalten haben. Zur Über- 
windung des derzeitigen Mangels an entsprechen- 
den Bildungsmöglichkeiten hält es der Ausschuß für 
notwendig, Forschung über pädagogische Angebote 
für die Aus- und Weiterbildung des Beratungsper- 
sonals zu fördern und auf die Erweiterung des Lehr- 
angebots im gesamten Bildungsbereich hinzuwirken, 
um Studierende für die Übernahme von Beratungs- 
funktionen zu qualifizieren. Darüber hinaus sollte 


die Bundesregierung Weiterbildungsangebote für 
Fachkräfte der Beratung anregen und unterstützen. 

4. Schweigepflicht und Zeugnisverweigeningsrecht 
des Beratungspersonals 

Der Ausschuß hat sich ferner mit der Frage der 
Schweigepflicht und des Zeugnisverweigerungsrechts 
des in den Beratungsstellen eingesetzten Personals 
befaßt. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß das 
Vertrauen zu den Beratungskräften gestärkt werden 
kann, wenn das Fachpersonal verpflichtet ist, über 
ihm anvertraute Sachverhalte zu schweigen und be- 
rechtigt ist, in einem Strafverfahren das Zeugnis zu 
verweigern. 

Die Schweigepflicht ist inzwischen weitgehend zu- 
friedenstellend geregelt durch § 203 StGB in der 
Fassung des Einführungsgesetzes zum Strafgesetz- 
buch — Drucksache 7/1232. Die Personengruppen, 
die für eine Beratung im Sinne der vorliegenden 
Anträge in Frage kommen, sind von dieser Vor- 
schrift im wesentlichen umfaßt. Die Bundesregierung 
sollte jedoch auf eine Ausweitung der Vorschrift 
hinwirken, wenn sich dies in Zukunft als erforder- 
lich herausstelle. 

Ein Zeugnisverweigerungsrecht besteht nach gel- 
tendem Recht für den Bereich der Beratungsstellen 
lediglich für den Arzt. Aus Ausschußberatungen ist 
bekannt, daß die Bundesregierung beabsichtigt, im 
Entwurf des Zweiten Strafverfahrensreformgesetz 
das Zeugnisverweigerungsrecht auf staatlich aner- 
kannte Sozialarbeiter/Sozialpädagogen und Berufs- 
psychologen mit staatlich anerkannter wissenschaft- 
licher Abschlußprüfung auszudehnen. Auch mit die- 
ser Neufassung ist der Bereich der Familienpla- 
nungsberatung noch nicht vollständig erfaßt. Die 
Bundesregierung soll deshalb aufgefordert werden, 
für eine umfassende Regelung Sorge zu tragen. Eine 
entsprechende Forderung hat der Ausschuß auch in 
seinem gutachtlichen Votum zum Einführungsgesetz 
zum Strafgesetzbuch vom 3. Oktober 1973 erhoben. 

5. Beratungsrichtlinien 

In der Erziehungsberatung ist es in Zusammen- 
arbeit zwischen der Bundesregierung und den ober- 
sten Landesbehörden gelungen, einheitliche Richt- 
linien zu entwickeln und einzuführen. Ein gleicher 
Bedarf besteht für Beratung über Familienplanung 
und Ehe- und Familienberatung. Die Bundesregie- 
rung sollte sich trotz differenzierter Auffassungen 
der verschiedenen Träger von Beratungsdiensten 
um entsprechende Richtlinien bemühen. Der Aus- 
schuß begrüßt es, daß die Bundesregierung durch 
Entwicklung von Curricula eine Hilfe für die inhalt- 
liche Gestaltung der Eltern- und Familienbildung 
geben will, legt aber andererseits Wert darauf, daß 
die Träger der Beratung letztlich in ihrer Entschei- 
dung über den Inhalt der Beratung frei bleiben. 

6. IntegratioHr Kooperation und Koordination 

Ehe- und Familienberatung, Erziehungsberatung, 
Beratung über Familienplanung, Sexualberatung 
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und Schwangerschaftsberatung werden meist spezia- 
lisiert von verschiedenen Trägern wahrgenommen. 
Um jedoch die Beratung im Sinne einer umfassen- 
den Lebensberatung zu gewährleisten, wird die Bun- 
desregierung aufgefordert — unter Wahrung der 
Selbständigkeit der Träger — auf die Integration 
von Beratungsstellen hinzuwirken, soweit deren 
Aufgabenfelder in einem engen Sachzusammenhang 
stehen. 

Der Ausschuß hält es im übrigen für notwendig, 
die Zusammenarbeit zwischen den Beratungsdien- 
sten einerseits sowie zwischen Beratungsdiensten 
und Trägern sozialer und gesundheitlicher Hilfen 
andererseits zu stärken. Der Ausschuß hat durch die 
Anhörung von Sachverständigen den Eindruck ge- 
wonnen, daß die Bereitschaft zur Kooperation ge- 
wachsen ist. Große Bedeutung mißt der Ausschuß 
der Kooperation zwischen Beratungsstellen und Ein- 
richtungen des Gesundheitswesens, insbesondere 
auch den ärztlichen Standesorganisationen, bei. 

7. Förderung von Modellberatungsstellen 

Der Ausschuß begrüßt die Bemühungen der Bun- 
desregierung um die Verwirklichung eines Pro- 
gramms zur Einrichtung von Modellberatungsstellen. 
Mit der Modellaktion sollten insbesondere Erkennt- 
nisse über die optimale personelle Ausstattung der 
Beratungsstellen, über eine wirksame Aus- und Wei- 
terbildung des Personals, über geeignete Methoden 
und Formen der Beratung insbesondere sozial be- 
nachteiligter Bevölkerungsschichten und über Inte- 
grations- und Kooperationsmöglichkeiten und -for- 
men angestrebt werden. 

8. Beteiligung von Ärzten in Beratungsstellen an 
der kassenärztlichen Versorgung 

Der Entwurf eines Gesetzes über ergänzende Maß- 
nahmen zum Fünften Strafrechtsreformgesetz (Druck- 
sache 7/376) sieht in § 1 Nr. 2 u, a. die Aufnahme 
einer Reihe beratender Tätigkeiten des Arztes in den 
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung vor. 


Angesichts der Bemühungen um den Ausbau der 
Beratungsstellen würde es der Ausschuß für äußerst 
nachteilig erachten, wenn dieser versicherungsrecht- 
liche Leistungsanspruch auf Beratungen in der Praxis 
des niedergelassenen Arztes beschränkt bliebe. Die 
ärztliche Beratung sollte vielmehr auch dann als Lei- 
stung im Rahmen der kassenärztlichen Versorgung 
anerkannt werden, wenn sie in einer Beratungsstelle 
erfolgt. Dies gilt um so mehr, als der Versicherte 
nach Meinung des Ausschusses die Wahl haben muß, 
ob er sich in der ärztlichen Praxis oder in der Be- 
ratungsstelle ärztlich beraten läßt. 

Die Bundesregierung sollte aus diesem Grunde 
durch Verhandlungen mit der Kassenärztlichen Bun- 
desvereinigung und den Bundesverbänden der ge- 
setzlichen Krankenkassen sicherstellen, daß Ärzte in 
Beratungsstellen dementsprechend zur kassenärzt- 
lichen Versorgung ermächtigt werden. 


9. Unterrichtung über Fragen der Familienplanung 
in der schulisdien und außerschulischen Jugend- 
bildung und in der Erwachsenenbildung 

Eine schulische Unterrichtung der Jugendlichen 
über Fragen der Familienplanung darf sich nicht auf 
sexualkundlichen Unterricht beschränken, sondern 
muß alle Aspekte des Ehe- und Familienlebens zu 
erfassen suchen. Die gleiche Forderung ist für den 
Bereich der außerschulischen Jugendbildung zu er- 
heben, Eine entsprechende Aus- bzw. Fortbildung 
der Lehrer, Bildungsreferenten und entsprechender 
in der Jugendbildung tätigen Personen ist dazu un- 
erläßlich. Die Bundesregierung sollte deshalb im 
Wege der bildungspolitischen Zusammenarbeit zwi- 
schen Bund und Ländern und durch andere geeignete 
Maßnahmen die Träger von Bildungseinrichtungen 
veranlassen, in den Lehrplänen Fragen der Familien- 
planung und der Sexualerziehung stärker zu berück- 
sichtigen. Die gleiche Forderung wird für den Bereich 
der Erwachsenenbildung erhoben. Bei vielen Eltern 
besteht ein Nachholbedarf, der auch auf diesem 
Wege befriedigt werden könnte. 


Bonn, den 13. Februar 1974 


Frau Schleicher 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. in Zusammenarbeit mit den Ländern, den Trägern von Beratungsdiensten und 
den Berufsvertretungen des in Beratungsstellen eingesetzten Personals die 
Voraussetzungen für ein ausreichendes und qualifiziertes Beratungsangebot 
in den Bereichen 

— Sozialberatung, 

— Familienberatung und -planung, 

— Sexualberatung und 

— Schwangersdiaftsberatung 
zu verbessern, insbesondere 

a) im Entwurf eines neuen Jugendhilfegesetzes ein bedarfsgerechtes Angebot 
sach- und personengerediter Beratung zu gewährleisten; 

b) Forschung über Ziele, Inhalte, Methoden und Formen der Beratung sowie 
über pädagogische Angebote für die Aus- und Weiterbildung des Bera- 
tungspersonals zu fördern; 

c) die Schaffung neuer oder den Verbund vorhandener Weiterbildungsange- 
bote für Fachkräfte der Beratung anzuregen und zu unterstützen; 

d) auf die Erweiterung von Lehrangeboten im Bildungsbereich hinzuwirken, 
um Studierende für die Übernahme von Beratungsfunktionen zu qualifi- 
zieren; 

e) für gesetzliche Regelungen zur Schweigepflicht und zum Zeugnisverweige- 
rungsrecht des in der Beratung über Familienplanung eingesetzten Fach- 
personals Sorge zu tragen; 

f) einheitliche Richtlinien für Beratungsdienste anzuregen und zu fördern; 

g) auf die Integration in engem Sachzusammenhang stehender Beratungs- 
dienste einzuwirken sowie die verstärkte Kooperation und Koordination 
sowohl zwischen Beratungsdiensten in verschiedener Trägerschaft als auch 
zwischen Beratungsdiensten und Stellen, die soziale und gesundheitliche 
Hilfen gewähren, anzuregen; 

h) durch ein vom Bund gefördertes Modellprogramm den Trägern von Bera- 
tungsstellen zum Ausbau der Beratungsdienste Impulse zu geben. Das 
Modellprogramm soll Erkenntnisse über Organisation und personelle Be- 
setzung von Beratungsstellen, Beratungsmethoden — insbesondere zur 
Beratung sozial benachteiligter Bevölkerungsschichten — sowie über Inte- 
grationsmöglichkeiten und Kooperationsformen zu vermitteln, um damit 
den Ländern die Erfüllung der Aufgabe zu erleichtern, ein flächendecken- 
des Netz qualifizierter Beratungsstellen zu schaffen; 

2. durch Verhandlungen mit der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und den 
Bundesverbänden der gesetzlichen Krankenkassen sicherzustellen, daß Ärzte 
in Beratungsstellen zur kassenärztlichen Versorgung ermächtigt werden, so- 
weit es sich um Ansprüche der Versicherten auf Leistungen handelt, die 
Beratimgen nach § 1 Nr. 2 des Entwurfs eines Gesetzes über ergänzende Maß- 
nahmen zum Fünften Strafrechtsreformgesetz (Drucksache 7/376) darstellen; 

3. auf eine Verbesserung der Beratungsfunktion der Behörden, insbesondere des 
Gesundheitsamtes, des Jugendamtes und des Sozialamtes hinzuwirken und 
Gesetzesvorschläge zu imterbreiten, sofern die Vorschriften des geltenden 
Rechts nicht ausreichen; 

4. im Wege der bildungspolitischen Zusammenarbeit zwischen Bund und Län- 
dern und durch andere geeignete Maßnahmen die Träger von Bildungsein^ 
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riditungen, insbesondere im Bereich der Eltern- und Familienbildung sowie 
der schulischen und außerschulischen Jugendbildung zu veranlassen, in den 
Lehrplänen Fragen der Familienplanung und der Sexualerziehung stärker zu 
berücksichtigen; 

5. Informationslücfcen über Fragen der Familienplanung, insbesondere bei sozial 
benachteiligten Bevölkerungssdiichten durch Aufklärungsaktionen zu schlie- 
ßen. 


Bonn, den 13. Februar 1974 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Frau Schleicher 

Vorsitzender Bericht erstatt er in 
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